Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2592 


Der Bundesminister für Verkehr 

- StV 2 Nr. 2041 Vm/61 - 


Bonn, den 9. März 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Großunfälle auf Autobahnen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2546 — 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu 1. 

Bei der Abteilung Straßenverkehr des Bundesverkehrsmini- 
steriums finden mehrere Male im Jahr sogenannte Länder- 
referentenbesprechungen statt., auf denen nicht nur die gesetz- 
geberischen Vorhaben, sondern auch die schwebenden Fragen 
zur Durchführung der Straßenverkehrsvorschriften und not- 
wendige Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit oder 
zur Verbesserung der Verkehrsflüssigkeit beraten werden. 
An diesen Besprechungen nehmen sowohl die Vertreter der 
obersten Verkehrsbehörden als auch der obersten Polizei- 
behörden teil. 

Eine der nächsten Länderreferentenbesprechungen wird die 
bundeseinheitlichen Richtlinien für die Kennzeichnung, Ab- 
sperrung, Verkehrsführung und Verkehrsregelung bei Arbeits-, 
Schaden- und Unfallstellen behandeln, die der Arbeitsaus- 
schuß für Fragen der Straßenverkehrs-Ordnung ausgearbeitet 
hat. 

Mit: Rundschreiben vom 27. Mai 1957 — - StB 4. StV 2 - Bs - 
195 Vms 57 — habe idi die Straßenverkehrs- und die Straßen- 
bauverwaltungen der Länder gebeten, bei Verkehrsstauungen 
auf den Autobahnen während des Pfingstverkehrs dem an 
den Anschlußstellen zulaufenden Verkehr durch Schilder an 
den Zubringerstraßen von dem Befahren der Autobahnen 
abzuraten und ihn über Bundesstraßen zu leiten. 

In Nordrhein-Westfalen haben die zuständigen Straßenverkehrs- 
und Straßenbaubehörden zusammen mit den Polizeibehörden 
im Bereich zwischen Rhein, Ruhr und Lippe (Autobahn Berlin- 
Köln-Frankfurt, km 462,3 bis 54ß,0 und km 0,00 bis 2,7) vor- 
sorglich ein System freiwilliger und zwangsweiser Ab- und 
Umleitungen für Notfälle eingerichtet und entsprechend beschil- 
dert. Dieses System kann jederzeit in Betrieb gesetzt werden und 
wurde auch am 16. Februar 1961 nach dem Großunfall angewen- 
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(let. Soweit der Erfolg dieser Maßnahme an diesem Tag gegen- 
über früheren Fällen zurückblieb, lag das daran, daß die polizei- 
lichen Maßnahmen durch den sehr dichten Nebel stark behindert 
wurden. Die Polizei wurde durch die Unfälle außerordentlich 
in Anspruch genommen, da hieran nicht weniger als 27 Per- 
sonenkraftwagen, 37 Lastkraftwagen und 32 Lastkraftwagen- 
anhänger sowie ein brennender Tanklastzug beteiligt waren. 

Ähnliche Regelungen, wie sie in Nordrhein-Westfalen getroffen 
wurden, bestehen auch in anderen Ländern; sie wurden zum 
Teil durch die Erörterungen bei den Länderreferentenbespre- 
chungen beeinflußt 

Zu 2. 

Das Bundesverkehrsministerium wird sich bemühen, daß die 
bundeseinheitlichen Richtlinien für die Kennzeichnung, Absper- 
rung, Verkehrsführung und Verkehrsregelung bei Arbeits-, 
Schaden- und l Jnfallstellen beschleunigt beraten werden. 

Zu 3. 

Bei Verkehrsstauungen aus Anlaß von Unglücksfällen kann 
eine Ableitung des Verkehrs an den vor der Unfallstelle 
liegenden Anschlußstellen in der notwendigen Eile nur durch 
Verkehrspolizeiposten erreicht werden. Bis diese Absperrungen 
wirksam werden, läuft z. B. bei der Verkehrsdichte der Auto- 
bahnen des Industriegebietes etwa alle 5 Sekunden ein Fahr- 
zeug auf die Unfallstelle zu. Meist vergehen 20 Minuten, 
bis der Zustrom der Fahrzeuge abgesperrt ist. 20 x 60 : 5 240 

Fahrzeuge würden in einem solchen Falle die letzte Anschluß- 
stelle vor der Unfallstelle noch passieren. Die Gefahr von 
Massenzusammenstößen ist also auch bei dem in der Anfrage 
empfohlenen Verfahren der Verkehrsableitung noch gegeben. 
Lediglich die Länge der Stauungen kann unter günstigen Um- 
ständen (geringer Abstand der Unfallstelle von der Anschluß- 
stelle) verkürzt werden. 


Seebohm 
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